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Beschlussempfehlung 
des Vermittlungsausschusses 

zu dem Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie  
weiterer Vorschriften zur Digitalisierung der Verwaltung  
(OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG) 
– Drucksachen 20/8093, 20/10417, 20/10419, 20/10845, 20/11021 – 

 
 
Berichterstatter im Bundestag: Abgeordneter Dirk Wiese 
Berichterstatter im Bundesrat: Ministerpräsident Daniel Günther 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 155. Sitzung am 23. Februar 2024 beschlos-
sene Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie weiterer Vorschriften zur 
Digitalisierung der Verwaltung (OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG) wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefassten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Vermittlungsausschuss 
beschlossen, dass im Deutschen Bundestag über die Änderungen gemeinsam abzu-
stimmen ist. 

 
 
Berlin, den 12. Juni 2024 
 
Der Vermittlungsausschuss 

Manuela Schwesig Dirk Wiese Daniel Günther 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 
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Anlage 

Gesetz zur Änderung des Onlinezugangsgesetzes sowie  
weiterer Vorschriften zur Digitalisierung der Verwaltung  

(OZG-Änderungsgesetz – OZGÄndG) 
 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 1 § 1 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. der Länder, einschließlich der Gemeinden, Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht des 
Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts.“ 

b) Nummer 3 § 3 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4) Der Nachweis der Identität des Nutzers erfolgt 

1. im Bürgerkonto 
a) für elektronische Verwaltungsleistungen, für die höchstens das Vertrauensniveau „substanti-

ell“ erforderlich ist, durch ein sicheres Verfahren nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung 
oder durch ein anderes elektronisches Identifizierungsmittel, welches nach Artikel 6 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 
über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 
Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 vom 28.8.2014, 
S. 73) mindestens mit dem Sicherheitsniveau „substantiell“ im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 anerkannt worden ist, 

b) für elektronische Verwaltungsleistungen, für die das Vertrauensniveau „hoch“ erforderlich 
ist, durch einen elektronischen Identitätsnachweis nach § 18 des Personalausweisgesetzes, 
nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes oder 
durch ein anderes elektronisches Identifizierungsmittel, welches nach Artikel 6 der Verord-
nung (EU) Nr. 910/2014 mit dem Sicherheitsniveau „hoch“ im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 
Buchstabe c der Verordnung (EU) 910/2014 anerkannt worden ist, und 

2. im einheitlichen Organisationskonto durch ein sicheres Verfahren nach § 87a Absatz 6 der Abga-
benordnung oder durch ein anderes elektronisches Identifizierungsmittel, welches nach Artikel 6 
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 mindestens mit dem Sicherheitsniveau „substantiell“ im Sinne 
des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 anerkannt worden ist.“ 

c) Nummer 6 § 6 wird wie folgt geändert: 
aa) In Absatz 1 wird das Wort „Benehmen“ durch das Wort „Einvernehmen“ ersetzt. 
bb) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Für die Abwicklung von Verwaltungsverfahren, die der Durchführung unmittelbar gel-
tender Rechtsakte der Europäischen Union, für die dem Bund die Gesetzgebungskompetenz zu-
steht, oder der Ausführung von Bundesgesetzen dienen, legt das für den jeweiligen Rechtsakt oder 
das jeweilige Bundesgesetz zuständige Bundesministerium im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium des Innern und für Heimat und dem IT-Planungsrat durch Rechtsverordnung ohne Zu-
stimmung des Bundesrates die Vorgaben im Sinne des Absatzes 1 fest.“ 

d) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 
,10. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
„Die Einwilligung nach Satz 1 gilt als erteilt, sofern der Nutzer nicht im Rahmen der Inan-
spruchnahme einer elektronischen Verwaltungsleistung eine elektronische Bekanntgabe über 
ein Postfach im Sinne des § 2 Absatz 7 ausschließt.“ 

b) In dem neuen Satz 4 wird das Wort „dritten“ durch das Wort „vierten“ ersetzt.‘ 
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e) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 
,13. § 11 wird wie folgt gefasst: 

„§ 11 

Monitoring und Evaluierung; Ermittlung der Erfüllungsaufwände 
Die für die Verwaltungsdigitalisierung zuständigen Ministerien der Länder und des Bundes 

1. führen unter Einbeziehung des IT-Planungsrates beginnend mit dem … [einsetzen: Inkraft-
treten nach Artikel 9 dieses Gesetzes] fortlaufend ein Monitoring zu der Umsetzung der Vor-
schriften dieses Gesetzes durch und beauftragen eine fachunabhängige wissenschaftliche Ein-
richtung, dieses Gesetz alle drei Jahre, erstmals nach Ablauf von drei Jahren nach dem … 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 9 dieses Gesetzes], zu evaluieren und 

2. ermitteln im Rahmen der Evaluierung nach Nummer 1 auf der Basis einer Erhebung des IT-
Planungsrates zum 1. Januar 2026, zum 1. Januar 2028 und zum 1. Januar 2030 die sich aus 
diesem Gesetz, dem Gesetz über die Verbindung der informationstechnischen Netze des Bun-
des und der Länder – Gesetz zur Ausführung von Artikel 91c Absatz 4 des Grundgesetzes – 
und dem E-Government-Gesetz ergebenden Erfüllungsaufwände, soweit die Vorschriften 
auch für die Länder gelten. Dies gilt auch für die auf Basis der in diesen Gesetzen enthaltenen 
Rechtsverordnungsermächtigungen zu erlassenden Rechtsverordnungen mit zukünftiger 
Wirkung. 

Die Evaluationsberichte werden elektronisch veröffentlicht.“ ‘ 
f) Nummer 14 § 12 wird wie folgt geändert: 

aa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Für einen Übergangszeitraum von drei Jahren kann die Identifizierung und Authentifi-

zierung sowie die bidirektionale Kommunikation der Nutzer im Sinne des § 2 Absatz 4 Nummer 1 
für elektronische Verwaltungsleistungen im Portalverbund auch über die bisherigen Nutzerkonten 
und Postfächer der Länder oder eines Fachportals erfolgen. Die Frist nach Satz 1 beginnt an dem 
Tag, an dem das Bundesministerium des Innern und für Heimat im Einvernehmen mit dem IT-
Planungsrat im Bundesgesetzblatt bekanntgibt, dass die Voraussetzungen für eine automatisierte 
Migration der Länderkonten auf das zentrale Bürgerkonto vorliegen. Das durch den Bund nach § 3 
Absatz 1 Satz 1 bereitgestellte zentrale Bürgerkonto soll zu einer DeutschlandID weiterentwickelt 
werden.“  

bb) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
„(2) Die nach § 87a Absatz 6 der Abgabenordnung in der Steuerverwaltung bis einschließlich 

31. Dezember 2019 eingesetzten sicheren Verfahren werden bundesweit zum Nachweis der Iden-
tität auf dem Vertrauensniveau „substantiell“ anerkannt.“ 

cc) In Absatz 3 werden die Wörter „bis zum Ablauf der Frist nach § 3 Absatz 4 Nummer 2 Buch-
stabe a“ gestrichen. 

dd) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
„(4) Öffentliche Stellen sind von der Verpflichtung nach § 3 Absatz 3 bis einschließlich 

31. Dezember 2031 ausgenommen in Bezug auf elektronische Verwaltungsleistungen, die der 
Durchführung 
1. der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 

2021 mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten 
Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haus-
haltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den 
Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzver-
waltung und Visumpolitik (ABl. L 231 vom 30.6.2021, S. 159), die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2023/435 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Februar 2023 zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2021/241 in Bezug auf REPowerEU-Kapitel in den Aufbau- 
und Resilienzplänen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1303/2013, (EU) 
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2021/1060 und (EU) 2021/1755 sowie der Richtlinie 2003/87/EG (ABl. L 63 vom 28.2.2023, 
S. 1) geändert worden ist,

2. der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezem-
ber 2021 mit Vorschriften für die Unterstützung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der
gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und durch den Europäischen Garantiefonds für die
Landwirtschaft (EGFL) und den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums (ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
(ABl. L 435 vom 6.12.2021, S. 1), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/648
der Kommission vom 15. Februar 2022 (ABl. L 119 vom 21.4.2021, S. 1) geändert worden
ist, und

3. der Verordnung (EU) 2021/2116 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezem-
ber 2021 über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 (ABl. L 435 vom 6.12.2021,
S. 187), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/1408 der Kommission
(ABl. L 216 vom 19.8.2021, S. 1) geändert worden ist, dienen.“

ee) Absatz 5 wird gestrichen. 
ff) Absatz 6 wird Absatz 5 und wird wie folgt gefasst: 

„(5) Wird der Nachweis der Identität nach § 3 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe b erbracht, so 
kann die spätere Authentisierung des Nutzers auch durch Authentisierungsmittel nach § 10 Ab-
satz 3a des Personalausweisgesetzes erfolgen.“ 

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 1 Buchstabe d wird wie folgt gefasst:

,d) Die Angabe zu § 16 wird durch die folgenden Angaben ersetzt:
„§ 16 Nutzerfreundlichkeit und Barrierefreiheit 
§ 16a Open Source“.‘

b) Nummer 8 wird wie folgt geändert:
aa) § 5 wird wie folgt geändert:

aaa) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „ohne zeitlichen Verzug“ gestrichen. 
bbb) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Bevor die für die Entscheidung über den Antrag zuständige Behörde den abge-
rufenen Nachweis verwenden darf, um die antragsgebundene Verwaltungsleistung zu er-
bringen, hat der Antragsteller im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1, wenn der Nachweis 
ohne zeitlichen Verzug automatisiert abgerufen werden kann, die Möglichkeit, den Nach-
weis vorab einzusehen. Der Antragsteller kann in diesem Fall entscheiden, ob der Nachweis 
für das Antragsverfahren verwendet werden soll.“ 

bb) Dem § 6 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Die Länder können von den in der Rechtsverordnung getroffenen Regelungen durch Landesrecht 
abweichen.“ 

3. Artikel 8d wird gestrichen.
4. Die Artikel 8e bis 8g werden die Artikel 8d bis 8f.
5. Artikel 9 wird wie folgt gefasst:

„Artikel 9 

Inkrafttreten 
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(2) Artikel 1 Nummer 14 § 12 Absatz 2 tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in Kraft.
(3) Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.“
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